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Legistik

Nov zur UVP-RL veröffentlicht
Am 25. 4. 2014 ist die RL 2014/52/EU im ABl der EU kundge-
macht worden. Durch sie wird die geltende UVP-RL 2011/92/
EU novelliert (zB im Bereich Umweltbericht, Prüffaktoren etc).
Die novellierte RL tritt 20 Tage nach der Veröffentlichung im
ABl (daher am 15. 5. 2014) in Kraft und ist bis einschließlich
16. 5. 2017 in nationales Recht umzusetzen. Für bis dahin eingelei-
tete UVP-Verfahren gilt die RL 2011/92/EU idgF.1)

Energieeffizienzpaket des Bundes V 2.0.
(40/ME 25. GP NR)
Vor kurzem wurde ein Entwurf für ein BG, mit dem das Bundes-
Energieeffizienzgesetz und das BG, mit dem der Betrieb von beste-
henden hocheffizienten KWK-Anlagen über KWK-Punkte gesi-
chert wird, erlassen und zur Begutachtung ausgesendet. Dadurch
soll ua die Energieeffizienz-RL 2012/27/EU umgesetzt werden. In-
halte des Energieeffizienzpakets sind ua: Verpflichtung von großen
Unternehmen zur Einführung eines Energiemanagementsystems
oder zur Durchführung von Energieaudits; Verpflichtung von
Energielieferanten zur Verbesserung der Energieeffizienz über ei-
gene oder fremde Endkunden; Verpflichtung des Bundes zur
Wahrnehmung seiner „Vorbildwirkung“, insb zur Sanierung der
Bundesgebäude; Ausschreibung von Energieeffizienzmaßnahmen:
Etablierung von Unterstützungsmaßnahmen für Erzeuger von
hocheffizienter KWK-Energie und damit gleichzeitig die Sicher-
stellung der Fernwärmeversorgung in Österreich.2)

Rechtsprechung

Schrankenloser Zugang zu Umweltinformationen
in Strafverfahren?3)
EuGH 8. 5. 2014, C-329/13, Stefan, hat klargestellt, dass die UI-RL
2003/4/EG gültig sei. Der GH sprach ferner aus, Art 4 Abs 2
UAbs 1 lit c UI-RL ermächtigte die MS dazu, eine Ausnahme
von der Verpflichtung zur Bekanntgabe der Umweltinformationen
vorzusehen, um es ihnen zu ermöglichen, gegebenenfalls das
Recht auf ein faires Verfahren gem Art 47 Abs 2 GRC zu wahren.
Selbst wenn ein MS eine solche Ausnahme nicht vorsehe, seien alle
Stellen der MS verpflichtet, im Rahmen ihrer jeweiligen Zustän-
digkeiten die Einhaltung des Unionsrechts und damit in einem
Fall wie dem des Ausgangsverfahrens die Beachtung des durch
Art 47 Abs 2 GRC gewährten Grundrechts zu gewährleisten. Offen
blieb, wie die nationale Beh dann im weiteren Verfahren vorgehen
soll. Der BMLFUW hatte den Zugang zu den begehrten Pegelstän-
den der Drau (nach einem Hochwasser im Nov 2012) offensicht-
lich zu Recht verweigert, weil damals ein Strafverfahren gegen ei-
nen Schleusenwart anhängig war.

Zeitlicher Anwendungsbereich des B-UHG4)

Das LVwG NÖ hat mit E v 29. 4. 2014 (LVwG-AB-13–0195) ver-
deutlicht, wie wichtig es ist, dass die zuständigen Beh exakte Fest-
stellungen zum Beginn einer Verunreinigung und zu deren Ende
treffen (hier: Verunreinigung des GWK im Bereich der Korneu-
burger Bucht). Das LVwG NÖ erachtete aufgrund des völligen
Fehlens eines diesbezgl Tatsachensubstrats sowie aufgrund der en-

gen Verflechtung mit dem (laufenden) wasserrechtlichen Sanie-
rungsverfahren die Voraussetzung der Kassation nach § 28
Abs 3 VwGVG als gegeben und verwies die Sache zur neuerlichen
Entscheidung an die bel Beh zurück.

So bleibt weiterhin fraglich, ob im Anlassfall ein Umweltscha-
den vorliegt, der im zeitlichen Anwendungsbereich des B-UHG
bzw der UHRL eingetreten ist. Lässt sich nämlich der Nachweis ei-
nes Schadenseintritts im zeitlichen Anwendungsbereich dieser Be-
stimmungen nicht erbringen, kommt ein Vorgehen nach dem
B-UHG nicht in Betracht.

Erste nennenswerte Nebenprodukte-Entscheidung
Mit der AWG-Nov 2010 wurden in § 2 Abs 3a AWG Kriterien für
das Vorliegen der Nebenprodukteigenschaft eines Stoffs oder Ge-
genstands festgelegt. Eine der Voraussetzungen für das Vorliegen
eines Nebenprodukts ist die „sichere Weiterverwendung“ des
Stoffs oder Gegenstands. Nach den Erläut zur AWG-Nov 2010 soll
ein Element der sicheren Verwendung das Bestehen eines Markts
sein. Dies könnte zur Annahme verleiten, dass ein Nebenprodukt
nur vorliegen könne, wenn (zumindest auch) ein Markt besteht.
Dieser Auslegung hat der VwGH in einem rezenten Fall einen Rie-
gel vorgeschoben: Sofern ein Erzeuger eines Stoffs diesen Stoff un-
ter für ihn vorteilhaften Bedingungen nutzen will und die Wieder-
verwendung gewiss ist, liegt eine sichere Weiterverwendung vor.
Dies bedeutet, dass Produktionsrückstände bei Vorliegen der wei-
teren Voraussetzungen zur Energiegewinnung eingesetzt werden
können, ohne zu Abfall zu werden (VwGH 23. 1. 2014, 2011/07/
0179). Soweit ersichtlich, ist dies die erste nennenswerte E des
VwGH zu dieser Norm und wird zu einem Umdenken führen –
insb hinsichtlich der Abgrenzung zu den Abfallende-Bestimmun-
gen des § 5 AWG 2002.5)

Interessenabwägung als Ermessensentscheidung?
Nach Ansicht des LVwG Tir stellt die Interessenabwägung nach
§ 14 Abs 3 IG-L keine Ermessensentscheidung iSd § 28 Abs 4
VwGVG dar. Somit soll auch das VwG in seiner Kognitionsbefug-
nis nicht eingeschränkt sein (LVwG Tir 30. 1. 2014, LVwG-2013/
15/3566–3). Ob dieser Schluss uneingeschränkt richtig ist, darf
bezweifelt werden. Schlussendlich trifft bei einer Interessenabwä-
gung am Ende des Tages eine Person (nämlich der jeweilige Or-
ganwalter) eine von seiner persönlichen Verfasstheit beeinflusste
Wertentscheidung. Dass eine solche Wertentscheidung, die bei
gleichem Ermittlungsergebnis bei Würdigung durch eine andere
Person durchwegs auch anders ausfallen kann, einer (verwal-
tungs-)gerichtlichen Kontrolle zugänglich sein soll, bei der eben
die Wertentscheidung einer Person – ein gleiches Ergebnis des Er-
mittlungsverfahrens vorausgesetzt – durch die Wertentscheidung
einer anderen Person (hier nun eines Richters) ersetzt werden soll,
einer gerichtlichen Kontrolle zugänglich sein kann und soll darf
vor dem Hintergrund des § 28 Abs 4 VwGVG durchwegs bezwei-
felt werden. Wir werden weitere E abwarten müssen, um eine ent-
sprechende Würdigung vornehmen zu können.6)

1) Umweltrechtsblog.at v 6. 5. 2014 (Raschauer).
2) Umweltrechtsblog.at v 15. 5. 2014 (Raschauer).
3) Umweltrechtsblog.at v 22. 5. 2014 (Raschauer).
4) Umweltrechtsblog.at v 21. 5. 2014 (Raschauer).
5) Umweltrechtsblog.at v 23. 4. 2014 (Suchanek).
6) Umweltrechtsblog.at v 22. 5. 2014 (Sander).
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